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LZ | Rheinland: Herr Teller, was ist die

Aufgabe Ihrer Fachstelle?

F. Teller: Wir sind tätig in der Rechts-

extremismusprävention im Natur- und

Umweltschutz, aber auch im Bereich

Landwirtschaft. Das bedeutet zum ei-

nen, dass wir in der Bildungsarbeit tätig

sind und zum anderen, dass wir Bera-

tung anbieten.

LZ | Rheinland: Warum kann denn ge-

rade die ökologische Landwirtschaft für

rechte Ideologien attraktiv sein?

F. Teller: Das eine ist, dass eine naturna-

he oder ökologische Landwirtschaft als

eine natürliche Art der Landwirtschaft

gesehen wird, im Gegensatz zur künstli-

chen Art der Landwirtschaft, die Pestizi-

de oder Düngemittel einsetzt. Da gibt es

den Dreh zu sagen, die Verbindung zum

Boden, das ist die natürliche Verbindung

zwischen Volk und Natur. Und da sind

wir schnell nah an der Blut-und-Boden-

Ideologie aus dem Nationalsozialismus

dran. Die Ablehnung chemischer Produk-

te wie zum Beispiel Düngemittel ist auch

oft verbunden mit der Ablehnung von in-

ternationalen Konzernen, die diese pro-

duzieren. Und da ist man schnell nah an

globalisierungskritischen bis antisemiti-

schen Narrativen dran, die bei Rechten

präsent sind. Ein weiterer Punkt ist rech-

te Esoterik oder wissenschaftsfeindliche

Mythen, die man eher im Bereich der An-

throposophie oder der biodynamischen

Landwirtschaft findet.

Aber ich will betonen: Das können alles

Anknüpfungspunkte sein, aber das ist kein

Automatismus. Also nur wenn man biody-

namische Landwirtschaft betreibt, heißt

das nicht automatisch, dass man wissen-

schaftsfeindlich oder gar rechtsextrem ist.

LZ | Rheinland: Sie haben die Blut-und-

Boden-Ideologie bereits angesprochen.

Wo zeigt sich dieser Bezug zu Boden,

Hof und Landwirtschaft heute noch be-

sonders deutlich?

F. Teller: Die nationalsozialistische

Blut-und-Boden-Ideologie sehen wir

vor allem bei den sogenannten völki-

schen Siedlern. Das sind harte Rechts-

extremisten, die sich auf kleinen Höfen

niedergelassen haben. Von außen ist

deren Gesinnung erstmal nicht erkenn-

bar. Sie interessieren sich zum Beispiel

für Biolandwirtschaft, für alte Tierras-

sen oder für alte Obstsorten. Sie wer-

den in der Gemeinde tätig, also helfen

vielleicht mit, das Dorffest auszurich-

ten oder werden Elternsprecher in der

Kita. Wenn ihre Ideologie dann offener

zutage tritt, sind sie schon stark ver-

netzt in der Gemeinde und es ist sehr

schwierig, gegen sie vorzugehen. Es

gibt aber noch andere Gruppen, wie die

Anastasia-Bewegung, die problemati-

sche bis hin zu rechtsextremen Einstel-

lungen hat und auch sehr oft Landwirt-

schaft betreibt.

LZ | Rheinland: Völkische Siedler wer-

den häufig mit Ostdeutschland verbun-

den. Gibt es sie auch in westdeutschen

Regionen, also zum Beispiel hier im

Rheinland?

F. Teller: Die Journalistin Andrea Röp-

ke – die sehr viel zu völkischen Siedlern

geforscht hat – sagt, dass es auch im

Rheinland völkische Siedler geben soll.

Aber mir sind keine konkreten Höfe be-

kannt. Wo wir auf alle Fälle in West-

deutschland völkische Siedler finden,

ist in der Lüneburger Heide, aber auch

in Nordrhein-Westfalen: in Ostwestfa-

len-Lippe und im Bergischen Land.

Völkische Siedler findet man häufiger

in Ostdeutschland, weil es dort zum ei-

nen immer noch sehr günstig ist, Land

und Höfe zu erwerben. Zum anderen

hat es mit deren Ideologie zu tun. Ost-

deutschland ist für sie ein weißer, deut-

scher Landstrich. Westdeutschland se-

hen sie als schon verloren an durch die

hohe Quote von Migrantinnen und Mi-

granten in westdeutschen Städten.

LZ | Rheinland: Welcher Mechanismus

steckt hinter völkischer Landnahme?

Inwiefern sind landwirtschaftliche Be-

triebe davon betroffen, wenn der Hof

außerhalb der Familie verkauft wird?

F. Teller: Das ist eine typische Anlauf-

stelle für völkische Siedler. Sie überneh-

men dann diese zum Teil auch baufälli-

gen Höfe, in die erstmal investiert wer-

den muss. Es müssen auch nicht immer

landwirtschaftliche Höfe sein, das kön-

nen auch alte Gasthöfe sein, die dann

wieder geöffnet werden. In der Bevölke-

rung wird das dann erstmal positiv ge-

sehen. Sie versuchen, in diese Struktu-

ren vor Ort hineinzukommen und sich

dort zu engagieren und unersetzlich zu

machen. Wenn ihre Ideologie dann of-

fensichtlicher wird, ist es sehr schwer,

diese gut vernetzten völkischen Siedler

wieder loszuwerden. Ich kann den Kom-

munen nur raten, frühzeitig zu interve-

nieren und demokratische Kräfte vor Ort

an einen Tisch zu bringen. Außerdem

gibt es in jedem Bundesland mobile Be-

ratung gegen Rechtsextremismus.

Rechte Saat auf
grünem Boden
Ökologische Landwirtschaft steht für Nachhaltigkeit, Regionalität

und Verantwortung. Doch genau diese Werte können auch politisch

instrumentalisiert werden. Florian Teller von der Fachstelle Radika-

lisierungsprävention und Engagement im Naturschutz (FARN)

erklärt, wo rechte Ideologien an den Ökolandbau anknüpfen können

und welche Rolle völkische Siedler dabei spielen. Ebenso ordnet er

die Bauernproteste Anfang 2024 ein. Dabei erläutert er, wie rechts-

extreme Akteure dort anzudocken versuchten und wie Landwirtin-

nen und Landwirte damit umgehen können. Ein Warnsignal ist im-
mer, wenn das Eige-
ne gegen das Fremde
ausgespielt wird.

Florian Teller

Rechtsextreme völkische Siedler lassen sich gerne auf alten Höfen

nieder, da sie sich häufig für Biolandwirtschaft, alte Tierrassen oder

alte Obstsorten interessieren. Ihre Gesinnung kommt erst nach und

nach zum Vorschein. Foto: imago/Funke Foto Services GmbH
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LZ | Rheinland: Wenn wir auf die Ge-
schichte des Ökolandbaus und einzelne
Anbauverbände schauen, welche ideo-
logischen Anschlussstellen oder proble-
matischen historischen Bezüge gibt es
da und wie wird das heute innerhalb
der Verbände aufgearbeitet?

F. Teller: Die meisten Bioverbände
existierten in der Zeit des Nationalso-
zialismus noch nicht. Schon länger gibt
es die biodynamische Wirtschaftsweise
(BDW), aus diesem anthroposophi-
schen Ansatz ist Demeter hervorgegan-
gen. Die wissen schon um die Proble-
matik oder die Anschlussmöglichkeiten,
die es da gibt, und haben deshalb eine
Studie herausgebracht, die sich damit
auseinandersetzt.

LZ | Rheinland: Ist das aus Ihrer Sicht
eine ausreichende Aufarbeitung des
Ganzen?

F. Teller: Erstmal ist es gut, dass es die-
se Studie gibt, die von externen Histori-
kerinnen und Historikern erstellt wur-
de. Das zeugt von dem Willen, die Ge-
schichte aufzuarbeiten. Das andere ist
die Interpretation dieser Quellen. Es
gibt Anthroposophen, die sagen, dass

diese Quellen eindeutig nahelegen,
dass die Anthroposophie nichts mit
dem Nationalsozialismus zu tun hat.
Das würde ich so nicht sagen, denn die
Zusammenhänge sind sehr komplex.

LZ | Rheinland: Wie eng ist der Aus-
tausch von Ihrer Präventionsstelle mit
Verbänden der ökologischen Landwirt-
schaft?

F. Teller: Mein Kollege steht in regel-
mäßigem Austausch mit Ökoverbänden
und hat mit ihnen auch unter anderem
eine Broschüre mit dem Titel „Grünes
Blatt auf braunem Boden – Rechte
Ideologien in der Landwirtschaft“ erar-
beitet. Außerdem werden wir immer
mal eingeladen für Vorträge und Bil-
dungsarbeit.

LZ | Rheinland: Ich würde gerne noch
über die Bauernproteste Anfang 2024
sprechen. Es wurde immer wieder da-
von berichtet, dass die von rechtsextre-
men Gruppen unterwandert werden.
Hat das tatsächlich so stattgefunden?

F. Teller: Stattgefunden hat das auf alle
Fälle regelmäßig. Es gab von verschiede-
nen rechtsextremen Initiativen Versuche,

an diese Bauernproteste anzudocken
oder die Proteste zu instrumentalisieren.
Also zum Beispiel vonseiten der AfD, von
Querdenkern oder anderen verschwö-
rungsideologischen Initiativen, vom Drit-
ten Weg – einer neonazistischen Kleinst-
partei – von der Identitären Bewegung
und der Jungen Alternative – damals
noch der Jugendorganisation der AfD –
von der NPD und von Reichsbürgern. Ich
würde sagen, das hat mal besser und mal
schlechter funktioniert. Bei größeren
Veranstaltungen oder auch da, wo sich
der Deutsche Bauernverband explizit da-
gegen ausgesprochen hat, hat das
schlechter funktioniert als bei kleineren

Ute Rönnebeck über die Studie „Die biodynamische Bewegung

und Demeter in der NS-Zeit“, die 2024 veröffentlicht wurde:

„Wir wollten vorbereitet sein auf Fragen,
die kommen werden, und wir wollten
uns auch selbst intensiv mit dieser The-
matik und den immer wiederkehrenden
Vorwürfen auseinandersetzen. Die Stu-
die wurde 2020 in Auftrag gegeben, ge-
meinsam mit zwei weiteren Partnern,
dem internationalen Dachverband und

der Hochschule für Geisteswissenschaf-
ten in der Schweiz. Wir haben sie von
unabhängigen Historikerinnen erstellen
lassen. Es war eine intensive Recherche-
arbeit, und für uns bildet das jetzt eine
gute Grundlage, all den Vorwürfen, die
uns immer wieder begegnen, etwas ent-
gegensetzen zu können. Es bietet uns
aber auch die Möglichkeit, uns selbst

sehr kritisch mit unserer Geschichte in
der biodynamischen Bewegung ausei-
nanderzusetzen. Teilweise könnte man
sagen: Rudolf Steiner war auch ein
Mensch seiner Zeit vor 150 bis 100 Jah-
ren. Es gibt aber auch Zitate, von denen
wir uns absolut abgrenzen müssen, weil
sie nicht nur aus heutiger Sicht, sondern
auch schon in damaliger Zeit diskrimi-
nierend, rassistisch und antisemitisch
waren. Die Studie zeigt, dass es Koope-
rationen mit Nationalsozialisten gab, es
gab auch deutliche Beispiele von Mitläu-
fertum, wie in anderen Bereichen auch.
Aber die Studie offenbart an keiner Stel-
le eine grundsätzliche Übereinstimmung
mit den damaligen Ideologien des NS.
Wir sind sehr froh, dass wir dieses Doku-
ment jetzt vorliegen haben und es nut-
zen können, um Frühwarnsysteme zu
entwickeln und wach zu sein, damit wir
uns nicht noch einmal über Kooperatio-
nen in solche Strukturen begeben.

Wir hatten bereits 2012 gemeinsam mit
den anderen Ökoanbauverbänden und
in Absprache mit dem Bundesverband
Ökologische Lebensmittelwirtschaft,
dem BÖLW, einen Passus in unsere Sat-

zungen aufgenommen. Damit wollten
wir ein Zeichen setzen, der Übernahme
von Themen des Ökolandbaus und des
Naturschutzes durch rechtsextreme Be-
strebungen einen Riegel vorzuschieben
und zugleich eine Handhabe schaffen,
um Mitglieder auf Grundlage der Sat-
zung ausschließen zu können. Mit die-
sem Passus haben wir einen wichtigen
Grundstein gelegt, damit wir im Einzel-
fall Mitglieder ausschließen können,
die rassistischen, verfassungs- oder
fremdenfeindlichen Bestrebungen na-
hestehen oder sich menschenverach-
tend und diskriminierend äußern. Im
Verbandsalltag schulen und sensibili-
sieren wir unsere Mitarbeitenden dafür,
rechte Ideologien, diskriminierende
Sprache, Symbole und Codes zu erken-
nen. Wir haben die Möglichkeit, Mitglie-
der auszuschließen, und wir nutzen sie.
Die alleinige Parteizugehörigkeit ist al-
lerdings kein Ausschlusskriterium. Aber
wir schauen genau hin und sensibilisie-
ren weiter. Entscheidend ist, ob konkre-
te Äußerungen oder Verhaltensweisen
als rassistisch oder diskriminierend
einzustufen sind und ob sie in Verbin-
dung mit dem Verband stehen.“ ◀

Wir haben die Mög-
lichkeit, Mitglieder
auszuschließen, und
wir nutzen sie.

Ute Rönnebeck
Geschäftsführende Vorständin von
Demeter im Westen
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Veranstaltungen oder auch bei kleinen
Bauernverbänden wie zum Beispiel den
Freien Bauern oder Land schafft Verbin-
dung. Da war die Unterwanderung von
rechts schon sehr viel erfolgreicher. Die
kleinen Bauernverbände vertreten zum
Teil selbst problematische Positionen.

Um es ganz konkret zu machen, ein Bei-
spiel: Günther Felßner, Vizepräsident
des Deutschen Bauernverbandes und
Präsident vom Bayerischen Bauernver-
band, hat damals den rechten Influen-
cer Anthony Lee zu einer Veranstaltung
eingeladen, um sich mit ihm auszutau-
schen. Anthony Lee ist jemand, der bei
den Bauernprotesten mit aufgesprun-
gen ist und versucht hat, diese zu ver-
einnahmen. Normalerweise bespielt er
seinen Kanal mit Klimawandelleugnung
und mit rassistischen Themen. Es wer-
tet ihn auf, wenn er von jemandem wie
Felßner eingeladen wird zu einer Ver-
anstaltung. Ich finde, das ist ein Bei-
spiel, wo die Abgrenzung nach rechts
nicht gelungen ist.

Auch die AfD hat versucht, die Bauern-
proteste für sich zu nutzen. Als neolibe-
rale Partei war sie am Anfang auch für
die Abschaffung der Subventionen auf
Agrardiesel. Erst als sich die ersten Pro-
teste formiert haben, hat sich die AfD
versucht, als Stimme des Volkes zu ge-
nerieren gegen die Eliten da oben, also
in einer klassischen rechtspopulisti-
schen Manier. Also hat die AfD eine
180°-Kehrtwende gemacht, einfach
weil sie eine Empörungspartei ist.

LZ | Rheinland: Es gab auch viele Land-
wirtinnen und Landwirte, die sich von
rechts distanziert haben. Im Laufe der
Bauernproteste ist der Slogan „Land-
wirtschaft ist bunt“ aufgetaucht. Es
wurden aber auch Symbole wie die
Landvolkfahne bei den Protesten ge-
nutzt. Wie ordnen Sie diese Symbole
ein? Und ist es aus Ihrer Sicht den
Landwirtinnen und Landwirten gelun-
gen, sich abzugrenzen?

F. Teller: Ich würde grundsätzlich sagen,
zum Protest gehören rhetorische Zuspit-
zungen dazu. Das muss eine Demokratie
aushalten können. Die Landvolkfahne ist
allerdings ein klares Symbol einer anti-
semitischen, demokratiefeindlichen und
völkischen Bewegung aus den 1920er-
Jahren. Da gibt es keinen Interpreta-
tionsspielraum. Wer die Landvolkfahne
benutzt, der bezieht sich auf eine ganz
klar demokratiefeindliche Bewegung,
und deswegen ist es unbedingt notwen-
dig, sich von dieser Fahne und auch von
den Menschen, die sich hinter dieser
Fahne versammeln, abzugrenzen.

Darüber hinaus gibt es auch Darstellun-
gen eines Protests, die man hinterfragen
kann. Wenn Politikerinnen und Politiker
am Galgen dargestellt werden, dann
würde ich sagen, ist die Grenze des de-
mokratischen Protests überschritten.

LZ | Rheinland: Für viele Landwirtinnen
und Landwirte standen bei den Protesten
konkrete wirtschaftliche Sorgen im Vor-
dergrund – etwa Auflagen, Kosten und
die Kürzung beim Agrardiesel. Gleichzei-
tig gerieten sie in ein politisch aufgelade-
nes Umfeld. Was raten Sie demokratisch
Protestierenden, die sich zugleich klar
nach rechts abgrenzen wollen?

F. Teller: Es ist klar, dass nicht alle Land-
wirtinnen und Landwirte detailliert über
Rechtsextremismus Bescheid wissen kön-
nen. Dafür sind Fachstellen wie wir oder
die mobile Beratung da. Wir können da-
rauf hinweisen, wenn bei einer Demons-
tration Symbole oder Aussagen auftau-
chen, die nicht demokratisch sind. Davon
muss man sich abgrenzen. Wichtig ist,
solche Hinweise ernst zu nehmen und
nicht mit einem Beißreflex zu reagieren.

Wir reden hier sehr viel über Rechtsex-
tremismus. Das heißt aber nicht, dass die
ganze Bauernschaft rechtsextrem ist
oder sich der Abgrenzungsproblematik
nicht bewusst ist. Im Großen und Ganzen
funktioniert die Abgrenzung sehr gut.

LZ | Rheinland: Haben Sie dafür Best-
Practice-Beispiele?

F. Teller: Man sollte darauf achten, wer
mit dabei ist, welche problematischen
Symbole auf einer Demonstration ge-
zeigt werden und ob rassistische oder
demokratiefeindliche Aussagen fallen.
Das eine ist also die Sensibilisierung
für problematische Akteurinnen und

Akteure, Konzepte und Aussagen. Das
andere ist die Frage: Was will ich ver-
mitteln? Was ist eine demokratische
und vielfältige Landwirtschaft? Wenn
man das gut vermittelt, wird man für
Rechtsextreme deutlich unattraktiver.

Ein Warnsignal ist immer, wenn das Ei-
gene gegen das Fremde ausgespielt
wird – etwa, wenn der eigene Bauern-
stand oder die eigene Scholle überhöht
und alles Äußere abgewertet wird. Oft
wird das mit Migration vermischt. Pro-
blematisch wird es auch, wenn globali-
sierungskritische oder antisemitische
Motive gegen große Konzerne bedient
werden. Kritik an Konzernen ist nicht
automatisch problematisch. Sie kann
aber schnell in antisemitische Narrative
kippen, etwa wenn von einer kleinen
Elite die Rede ist, die alles steuere. Ent-
scheidend ist, wo der Schritt ins Demo-
kratiefeindliche erfolgt.

Ein großer Punkt ist außerdem der Um-
gang mit der AfD. Sie ist aus meiner
Sicht eine extrem rechte Partei, von der
man sich abgrenzen sollte. Sie kann
kein Bündnispartner sein. kj

„Landwirtschaft ist bunt“: Mit diesem Slogan grenzten sich Teile der Bauernproteste 2024

von rechtsextremen Vereinnahmungsversuchen ab. Foto: imago/Beautiful Sports

Sommer der Erkenntnis

Es sind schon bemerkenswerte Bilder draußen auf dem Land.
Am nördlichen Niederrhein mit seinen bewässerungsfähigen
Flächen schuften die Landwirte bis in die Nacht, um Mais,
Kartoffeln und Rüben mit ihren Wasserwerfern zu erreichen.
Selbst die schweren Metallrohre werden wieder hervorgeholt,
um die letzte Distanz zu überwinden. Es hilft den Hackfrüch-
ten – gut sehen sie trotzdem nicht aus und teuer ist das Ganze
auch. In den anderen Regionen des Rheinlandes, im westli-
chen Münsterland und in vielen Gebieten Deutschlands stehen
die Landwirte im Grunde hilflos vor ihren Flächen, auf denen
auch mit ein wenig Regen kaum noch etwas zu retten ist.

So reift die Erkenntnis in gleich verschiedener Hinsicht: Gab es
bislang gute und schlechte Ernten, muss man jetzt damit rech-
nen, dass für verschiedene Kulturen die Ernte ganz ausfällt. Im
Grunde gibt es nur für die frühe Gerste eine halbwegs realisti-
sche Ertragserwartung. Sicher ist auch, dass man nicht mehr
kalkulieren kann, mit den Spezialkulturen oder der notleiden-
den Schweinehaltung – mit der Milch im Grunde auch nicht –
den defizitären Ackerbau zu subventionieren. Und da bei rück-
läufigem Viehbestand weniger Flächen für die Gülleverwertung
benötigt und wegen der irrelevanten Pauschalierung selbige
nicht mehr in bisherigem Umfang gebraucht werden, fallen
Entscheidungen zur Kündigung von Pachtflächen – speziell von
ertragsschwachen Böden. Das kannte man in den letzten 50
Jahren ebenfalls nicht. Der Sommer 2026 – er wird in Erinne-
rung bleiben. In vieler Hinsicht! Dr. Frank Greshake, Geldern
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